
Dienstvereinbarung über die Telearbeit 

im Landesbetrieb Information und Technik Nordrhein-Westfalen 

 

Fassung vom 28.Juni 2019 

 

Inhalt 

Präambel .................................................................................................................... 2 

1. Grundsätze .......................................................................................................... 3 

2. Arbeitsplatzbezogene Voraussetzungen ............................................................. 4 

3. Voraussetzungen des häuslichen Arbeitsplatzes ................................................ 5 

4. Persönliche Voraussetzungen ............................................................................. 5 

5. Organisatorische Voraussetzungen .................................................................... 6 

6. Art der Telearbeit ................................................................................................. 6 

7. Beantragung ........................................................................................................ 7 

8. Umsetzung von Anträgen .................................................................................... 7 

9. Genehmigung der Telearbeit ............................................................................... 8 

10. Verteilung der Arbeitszeit .................................................................................. 8 

11. Zeiterfassung .................................................................................................... 8 

12. Erreichbarkeit .................................................................................................... 9 

13. Krankheits- und Abwesenheitszeiten ................................................................ 9 

14. Arbeitsmittel ...................................................................................................... 9 

15. Zugang zum häuslichen Arbeitsplatz .............................................................. 10 

16. Haftung ........................................................................................................... 11 

17. Temporäre Telearbeit ..................................................................................... 11 

18. Datenschutz und Datensicherung ................................................................... 11 

19. Beendigung und Widerruf der Telearbeit ........................................................ 12 

20. Härtefallregelung ............................................................................................ 13 

21. Inkrafttreten, Geltungsdauer ........................................................................... 13 

22. Übergangsregelungen .................................................................................... 14 



 
 
 

Seite 2 / 14 

 

Zwischen  
 

dem Landesbetrieb Information und Technik Nordrhein-Westfalen (IT.NRW) 

und 

dem Personalrat bei IT.NRW 

wird folgende  

Dienstvereinbarung über die Telearbeit im Landesbetrieb Information und 
Technik Nordrhein-Westfalen 

geschlossen: 

 

Präambel 

IT.NRW bietet seinen Beschäftigten die Möglichkeit, ihre Arbeitsleistung teilweise in 
Telearbeit zu erbringen. Diese Arbeitsform, bei der die Beschäftigten ihre Tätigkeit 
zeitweise an einem häuslichen Arbeitsplatz und zeitweise in den Räumlichkeiten von 
IT.NRW ausüben (alternierende Telearbeit), bietet für die Beschäftigten und den Lan-
desbetrieb viele Vorteile. 

Für die Beschäftigten: 
•  die bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf, 
• eine flexiblere Möglichkeit, dienstliche und persönliche Belange zeitlich zu verbinden, 
•  die Steigerung der Zufriedenheit der Beschäftigten, 
•  die Förderung schwerbehinderter Menschen. 

Für den Landesbetrieb: 
•  eine höhere Attraktivität als Arbeitgeber, 
•  eine Verbesserung der Raumnutzung, 
•  eine Motivationssteigerung der Beschäftigten, 
•  die Verbesserung der Produktivität. 

Damit die Vorteile der Telearbeit zum Tragen kommen, gilt es, dieser Arbeitsform wei-
terhin aufgeschlossen gegenüberzustehen und die sich damit bietenden Chancen zu 
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nutzen. Auf Beschäftigte und Vorgesetzte kommt zugleich eine besondere Verantwor-
tung zu. Von ihnen wird ein hohes Maß an Vertrauen, Eigeninitiative, Arbeitsmotivation 
und Zeitmanagement gefordert. 

Die Telearbeit, wie sie bisher im Landesbetrieb ausgeübt wurde, soll auf Grund der im 
Wesentlichen positiven Erfahrungen fortgeführt werden. Damit die Telearbeit grund-
sätzlich für alle Beschäftigten bei IT.NRW möglich ist, soll sie zukünftig auch anlasslos 
und ohne besondere Begründung unter angemessener Berücksichtigung arbeitsorga-
nisatorischer und sozialer Faktoren eingeräumt werden. Näheres regelt diese 
Dienstvereinbarung. 

Neben der alternierenden Telearbeit soll auch die temporäre, nicht regelmäßige Tele-
arbeit als ein flexibles Instrument der Arbeitserledigung genutzt werden können. Die-
ses Instrument einzusetzen, bedarf eines besonders verantwortungsvollen Umgangs. 

Ziel der vorliegenden Dienstvereinbarung ist es, die Beschäftigten von IT.NRW darin 
zu unterstützen, ihren Arbeitsalltag noch flexibler zu gestalten.  

1. Grundsätze 

1.1 Gegenstand dieser Dienstvereinbarung sind die Rahmenbedingungen, unter 
denen bei IT.NRW Telearbeit erfolgen kann.  

1.2 Die Teilnahme an der Telearbeit erfolgt auf freiwilliger Basis. An der Telearbeit 
teilnehmen können alle Beschäftigten sowie Beamtinnen und Beamte. 

1.3 Ein Anspruch auf die Teilnahme an der Telearbeit besteht nicht. Telearbeits-
plätze können nur im Rahmen der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel 
eingerichtet werden. 

1.4 Die Dienst- bzw. Beschäftigungsverhältnisse der an der Telearbeit teilnehmen-
den Personen bleiben in ihrer bestehenden Form unberührt; lediglich die Ver-
pflichtung, den Dienst an der betrieblichen Arbeitsstätte zu leisten, wird den 
Erfordernissen der Telearbeit angepasst. Ort der Arbeitsleistung der an der 
Telearbeit teilnehmenden Beschäftigten ist sowohl die betriebliche Arbeits-
stätte bei IT.NRW als auch der häusliche Arbeitsplatz. 

1.5 Alle dienstlichen Regelungen gelten sinngemäß auch während der Telearbeit, 
soweit in dieser Dienstvereinbarung nicht ausdrücklich etwas anderes be-
stimmt ist. 

1.6 Wegen der Teilnahme an der Telearbeit dürfen den Beschäftigten keine beruf-
lichen Nachteile entstehen. 
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1.7 Telearbeit erfordert von den Vorgesetzten besondere Maßnahmen zur ziel- 
und ergebnisorientierten Führung der Beschäftigten. Die Vorgesetzten haben 
daher in Telearbeit zu erledigende Tätigkeiten und Arbeitsziele mit den Be-
schäftigten abzustimmen. 

1.8 Die Erledigung wichtiger Dienstgeschäfte (z.B. Dienstreisen oder Besprechun-
gen) geht einer Tätigkeit am häuslichen Arbeitsplatz vor. 

1.9 Den an der Telearbeit teilnehmenden Beschäftigten werden vor Aufnahme der 
Telearbeit die erforderlichen Kenntnisse für diese Arbeitsform vermittelt. 
IT.NRW stellt eine ausreichende Begleitung sicher. 

1.10 Vorgesetzte im Sinne dieser Dienstvereinbarung sind grundsätzlich die Linien-
vorgesetzten. Sofern Beschäftigte für mindestens ein Jahr und mit mindestens 
50% ihrer Kapazität in Projekten arbeiten, die von einer Projektleitung geführt 
werden, die nicht zugleich die Rolle der bzw. des Linienvorgesetzten innehat, 
stimmen sich die Linienvorgesetzten zusätzlich mit den jeweiligen Projektlei-
terinnen und Projektleitern ab. Im Konfliktfall entscheiden die Linienvorgesetz-
ten. Die Linienvorgesetzten können Entscheidungen auf die Projektleitung de-
legieren. 

1.11 Die Telearbeit soll für Beschäftigte aller Laufbahngruppen und Geschäftsbe-
reiche möglich sein.  

1.12 Eine maschinelle Leistungs- bzw. Verhaltenskontrolle wird nicht durchgeführt. 

1.13 Zur Klärung von Grundsatzfragen, die sich bei der Anwendung der Dienstver-
einbarung ergeben, wird eine Kommission eingerichtet. Sie ist paritätisch mit 
mindestens zwei Vertreterinnen/Vertretern der Verwaltung und des Personal-
rates sowie mit der Gleichstellungsbeauftragten und der Datenschutzbeauf-
tragten besetzt. Gegebenenfalls ist die Schwerbehindertenvertretung mit ein-
zubeziehen. 

1.14 Gesetzliche und tarifrechtliche Regelungen sowie bestehende Dienstverein-
barungen bleiben unberührt. 

2. Arbeitsplatzbezogene Voraussetzungen 

2.1 Telearbeit kann nur an dafür geeigneten Arbeitsplätzen ermöglicht werden. 
Geeignet sind Arbeitsplätze, wenn sie Tätigkeiten aufweisen, 

a) die unter Einsatz der Informations- und Kommunikationstechnik durch-
geführt werden können, 
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b) die eigenständig durchführbar sind, 
c) deren zeitweise räumliche Auslagerung nicht zur Beeinträchtigung des 

Dienstbetriebes oder zu Einschränkungen des Dienstleistungsangebo-
tes von IT.NRW führen, 

d) bei denen der Schutz der Daten durch organisatorische und technische 
Maßnahmen sichergestellt werden kann, 

e) deren Auslagerung an einen häuslichen Arbeitsplatz wirtschaftlich ver-
tretbar ist. 

2.2 Die Vorgesetzten der Antragstellenden entscheiden, ob ein Arbeitsplatz für die 
Telearbeit geeignet ist. 

3. Voraussetzungen des häuslichen Arbeitsplatzes 

3.1 Der häusliche Arbeitsplatz muss den arbeitsschutzrechtlichen Bestimmungen, 
insbesondere dem Arbeitsschutzgesetz und den Maßnahmen zur Gestaltung 
von Bildschirmarbeitsplätzen (Anhang der Arbeitsstättenverordnung, Ab-
schnitt 6) entsprechen. Weiterhin muss er die erforderlichen technischen Vo-
raussetzungen aufweisen.  

3.2 Der häusliche Arbeitsplatz muss ein im Wesentlichen ungestörtes Arbeiten er-
möglichen. Die Beschäftigten müssen ihre Arbeit am häuslichen Arbeitsplatz 
konzentriert und in der geforderten Qualität erledigen können. 

3.3 Die Antragstellenden sichern durch ihren schriftlichen Antrag zu, dass ihr 
häuslicher Arbeitsplatz diesen Anforderungen entspricht. 

4. Persönliche Voraussetzungen 

4.1 Die Beschäftigten, die an der Telearbeit teilnehmen wollen, müssen folgende 
Anforderungen erfüllen:  

a) eine mindestens sechsmonatige Zugehörigkeit zu IT.NRW, 
b) eine wöchentliche Arbeitszeit von mindestens 16 Stunden, 
c) die Eignung zum selbstständigen, eigenverantwortlichen und selbstdis-

ziplinierten Arbeiten nach Zielvorgaben, 
d) ein verantwortungsvoller Umgang mit Arbeitszeit und Sachmitteln, 
e) persönliche Integrität und Zuverlässigkeit. 

4.2 Bei Führungskräften ist zusätzlich zu gewährleisten, dass die Führungsaufga-
ben bei Teilnahme an der Telearbeit in dem erforderlichen Umfang wahrge-
nommen werden können. 
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4.3 Während der Ausbildung, während eines Praktikums sowie eines dualen Stu-
diums ist die Teilnahme an der Telearbeit ausgeschlossen.  

4.4 Wer an der Telearbeit teilnimmt, erklärt sich bereit, sich den Büroarbeitsplatz 
in der betrieblichen Arbeitsstätte mit anderen Beschäftigten zu teilen und seine 
Anwesenheitszeiten in der betrieblichen Arbeitsstätte darauf abzustimmen. 

4.5 Bei der Einarbeitung in ein übertragenes Aufgabengebiet tragen Einzuarbei-
tende und Einarbeitende Sorge dafür, dass diese durch die Teilnahme an der 
Telearbeit nicht wesentlich beeinträchtigt wird. 

5. Organisatorische Voraussetzungen 

5.1 IT.NRW stellt die Finanzierung des Umfangs der bereits vereinbarten Telear-
beit in der jährlichen Budgetplanung sicher. 

5.2 In der Budgetplanung wird weiterhin ermöglicht, den Umfang der Telearbeit 
bei IT.NRW um eine jährlich festzulegende Anzahl zusätzlicher Telearbeits-
möglichkeiten zu steigern.  

5.3 Die Teilnahme an der Telearbeit steht unter dem Vorbehalt der haushaltsrecht-
lichen Möglichkeiten. 

6. Art der Telearbeit 

6.1 Die Teilnahme an der Telearbeit ist bei Vorliegen der Voraussetzungen der 
Abschnitte 2 bis 5 für alle Beschäftigten ohne Anlass möglich. 

6.2 Die Teilnahme an der Telearbeit aus den folgenden Anlässen wird bei der Um-
setzung gegenüber der anlasslosen Teilnahme bevorzugt behandelt: 

a) Kinder bis zum vollendeten 16. Lebensjahr, in häuslicher Gemeinschaft 
mit der/dem Antragsteller/in lebend; 

b) Pflegebedürftigkeit gemäß § 14 SGB XI einer mit der/dem Antragstel-
ler/in in einem Haushalt lebenden Person oder einer/eines nahen Ange-
hörigen im Sinne des § 7 Abs. 3 PflegeZG; 

c) Teilnahme an einer berufsbegleitenden Qualifizierungsmaßnahme nach 
den mit dem Personalrat abgestimmten Qualifizierungskonzepten;  

d) Schwerbehinderung sowie entsprechende Gleichgestellung, wenn der 
tägliche Weg zur Arbeit mit erheblichen behinderungsbedingten Zusatz-
belastungen verbunden ist oder auf Grund der Behinderung eine beson-
dere Arbeitszeit- oder Arbeitsplatzgestaltung notwendig ist; 
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e) Wesentliche gesundheitliche Einschränkung (von Behinderung bedroht 
gemäß § 2 Abs. 1 SGB IX und § 53 Abs. 1 SGB XII) nach Besonderheit 
des Einzelfalls mit entsprechendem Nachweis, wenn der tägliche Weg 
zur Arbeit mit erheblichen, durch die Einschränkung bedingten Zusatz-
belastungen verbunden ist oder auf Grund der Einschränkung eine be-
sondere Arbeitszeit- oder Arbeitsplatzgestaltung notwendig ist. 

6.3 Das Vorliegen besonderer Anlässe ist auf Aufforderung gegenüber der perso-
nalverwaltenden Stelle im Zuge der Beantragung zu erklären und ggf. nach-
zuweisen. 

7. Beantragung 

7.1 Die Teilnahme an der Telearbeit erfolgt auf schriftlichen Antrag der Beschäf-
tigten. Die Beantragung aus besonderen Anlässen nach Abschnitt 6 ist anzu-
geben. 

7.2 Jeder Antrag ist von den Vorgesetzten hinsichtlich des Vorliegens der Voraus-
setzungen der Abschnitte 2 und 4 schriftlich zu bewerten. Ein ablehnendes 
Votum ist zusätzlich schriftlich zu begründen. Das Votum wird mit den Antrag-
stellenden besprochen. Sind diese mit dem Votum nicht einverstanden, müs-
sen sie das Votum mit der/dem nächsthöheren Vorgesetzten in einem persön-
lichen Gespräch erörtern. Auf Wunsch der Antragstellenden nehmen die di-
rekten Vorgesetzten an dem Gespräch teil. Erst danach wird der Antrag auf 
dem Dienstweg an die personalverwaltende Stelle weitergeleitet. 

7.3 Alle Anträge werden auf dem Dienstweg an die personalverwaltende Stelle 
gerichtet. Alle Beteiligten stellen sicher, dass gestellte Anträge innerhalb von 
vier Wochen nach Antragstellung auf dem Dienstweg bei der personalverwal-
tenden Stelle eingehen.  

7.4 Die ordnungsgemäße Beteiligung der Interessenvertretungen (Personalrat, 
Schwerbehindertenvertretung, Gleichstellungsbeauftragte) wird durch die per-
sonalverwaltende Stelle sichergestellt. 

8. Umsetzung von Anträgen 

8.1 Die personalverwaltende Stelle dokumentiert die eingehenden Anträge und in-
formiert die Antragstellenden über die weitere Umsetzung.  

8.2 Anträge auf Teilnahme an der Telearbeit werden bei Vorliegen der Vorausset-
zungen der Abschnitte 2 bis 7 umgesetzt. Sind die nach den Abschnitten 5.1 
und 5.2 vorgesehenen Telearbeitsmöglichkeiten ausgeschöpft, werden nur 
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Anträge aus besonderen Anlässen gem. Abschnitt 6 umgesetzt. Bereits ge-
stellte Anträge ohne Anlass werden umgesetzt, sobald Telearbeitsmöglichkei-
ten zur Verfügung stehen. 

9. Genehmigung der Telearbeit 

9.1 Die Genehmigung der Teilnahme an der Telearbeit erfolgt zeitlich unbefristet. 
Sie wird durch eine schriftliche Zusatzvereinbarung zum Arbeitsvertrag bzw. 
bei Beamtinnen und Beamten durch eine entsprechende schriftliche Verein-
barung dokumentiert. Der Teilnahme an der Telearbeit bei IT.NRW liegt die 
jeweils gültige Fassung dieser Dienstvereinbarung zugrunde. Änderungen der 
Dienstvereinbarung werden mit ihrem Inkrafttreten somit gleichzeitig auch Ge-
genstand dieser Vereinbarung.  

9.2 Die Ausgestaltung der Telearbeit (z.B. Verteilung der Telearbeitstage, Erreich-
barkeit) wird zwischen den Beschäftigten und ihren Vorgesetzten direkt ver-
einbart und dokumentiert. 

10. Verteilung der Arbeitszeit 

10.1 Der zeitliche Umfang und die Verteilung der Arbeitszeit auf die beiden Arbeits-
orte werden zwischen den Beschäftigten und ihren Vorgesetzten individuell 
vereinbart und können bei Bedarf auch während der Laufzeit verändert wer-
den. Dabei dürfen höchstens 50% der geschuldeten regelmäßigen Arbeitszeit 
in Telearbeit erbracht werden. 

10.2 Die Beschäftigten und die Vorgesetzten achten gemeinsam darauf, dass die 
Präsenz an der betrieblichen Arbeitsstätte nicht überproportional durch die In-
anspruchnahme einzelner Urlaubs- oder FLAZ-Tage reduziert wird. 

10.3 Kann vereinbarte Telearbeit aus dienstlichen Gründen nicht stattfinden, stim-
men die Beschäftigten und ihre Vorgesetzten untereinander ab, wann die be-
treffenden Telearbeitszeiten nachgeholt werden können. 

10.4 Für die Telearbeit ist insbesondere der mit der Dienstvereinbarung zur Flexib-
len Arbeitszeit im Landesbetrieb Information und Technik Nordrhein-Westfalen 
vereinbarte Arbeitszeitrahmen zu beachten.  

11. Zeiterfassung 

11.1 Die Erfassung der am häuslichen Arbeitsplatz tatsächlich angefallenen Ar-
beitszeiten erfolgt durch Onlinebuchung im Zeiterfassungssystem. 
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11.2 Fahrtzeiten zwischen betrieblicher Arbeitsstätte und häuslichem Arbeitsplatz 
gelten als nicht betriebsbedingt und finden keine Anrechnung auf die Arbeits-
zeit.  

11.3 Besteht der begründete Verdacht eines Verstoßes gegen diese Dienstverein-
barung, so dürfen die Zeiterfassungsdaten der betreffenden Beschäftigten zu 
diesem Zweck nach Maßgabe der geltenden Dienstvereinbarung zur Flexiblen 
Arbeitszeit ausgewertet werden.  

12. Erreichbarkeit 

Die Beschäftigten stellen während der Telearbeit ihre Erreichbarkeit über die dienstli-
che E-Mailadresse und über die dienstliche Telefonnummer sicher. Vorgesetzte und 
Beschäftigte vereinbaren bei Bedarf zusätzlich besondere Erreichbarkeitszeiten (z. B. 
für dienstliche Rückfragen und Kundenkontakte). 

13. Krankheits- und Abwesenheitszeiten 

Für Krankheits- und Abwesenheitszeiten während der Telearbeit gelten dieselben Re-
gelungen wie für den Dienst in der betrieblichen Arbeitsstätte.  

14. Arbeitsmittel 

14.1 IT.NRW stellt die erforderlichen technischen Arbeitsmittel für die Teilnahme an 
der Telearbeit zur Verfügung, sofern diese nicht durch die Beschäftigten selbst 
zu stellen sind. Dabei werden technische Doppelausstattungen möglichst ver-
mieden. Bereitgestellte mobile dienstliche Arbeitsmittel (z. B. Notebook) sind 
dabei sowohl am häuslichen Arbeitsplatz als auch an der betrieblichen Arbeits-
stätte zu verwenden. Für den Transport mobiler dienstlicher Arbeitsmittel sind 
die Beschäftigten verantwortlich. 

14.2 Ein Drucker wird am häuslichen Arbeitsplatz grundsätzlich nicht bereitgestellt. 
Die Bereitstellung ist in fachlich begründeten Ausnahmefällen möglich, wenn 
dies zur Erfüllung der Aufgaben zwingend erforderlich ist. Über die Notwen-
digkeit entscheiden die Vorgesetzten. Die Datenschutzbeauftragte ist an der 
Entscheidung zu beteiligen. Von der Bereitstellung eines Druckers wird in je-
dem Fall abgesehen, wenn am häuslichen Arbeitsplatz Einzelangaben der 
Statistik verarbeitet werden sollen.  

14.3 Die bereitgestellten dienstlichen Arbeitsmittel sind ausschließlich durch die Be-
schäftigten zu nutzen und dürfen nicht für private Zwecke verwendet werden. 
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Private Geräte, Datenträger und Software dürfen in Verbindung mit den dienst-
lichen Arbeitsmitteln nicht eingesetzt werden, soweit sie nicht für die Verbin-
dung mit der betrieblichen Arbeitsstätte notwendig sind (wie z.B. der Router). 

14.4 Die Beschäftigten beseitigen Störungen beim technischen Betriebsablauf 
nach Rücksprache mit den zuständigen Servicestellen von IT.NRW – soweit 
möglich – selbst. 

14.5 Technische Störungen am häuslichen Arbeitsplatz sind unmittelbar gegenüber 
den Vorgesetzten anzuzeigen. Die/der Vorgesetzte entscheidet, ob die Ar-
beitsleistung in diesem Fall weiterhin am häuslichen Arbeitsplatz erbracht wer-
den kann, ob ein Wechsel in die betriebliche Arbeitsstätte notwendig ist oder 
ob eine Verrechnung mit Zeitguthaben erfolgen kann. 

14.6 Über die zur Verfügung gestellten Arbeitsmittel ist ein Inventarverzeichnis zu 
erstellen, das der Vereinbarung nach Abschnitt 9.1 dieser Dienstvereinbarung 
beizufügen ist. Sofern das Inventar elektronisch erfasst wird, erübrigt sich eine 
diesbezügliche zusätzliche Auflistung in Papierform. 

14.7 Für die Telearbeit bereitgestellte dienstliche Arbeitsmittel sind nach Beendi-
gung der Telearbeit unverzüglich zurückzugeben. 

14.8 Der für die Teilnahme an der Telearbeit erforderliche Telekommunikationsan-
schluss ist von den Beschäftigten selbst zu stellen. Die Kosten für dessen An-
schaffung, Betrieb und Nutzung werden von IT.NRW nicht erstattet. 

14.9 Sonstige Ausstattung am häuslichen Arbeitsplatz (Schreibtisch, Stuhl, 
Schreibtischleuchte, etc.) ist von den Beschäftigten selbst zu stellen. IT.NRW 
erstattet weder Miete oder Nutzungs- bzw. Abnutzungsentschädigungen noch 
Energie-, Reinigungs- und sonstige Nebenkosten.  

15. Zugang zum häuslichen Arbeitsplatz 

15.1 Mitgliedern des Personalrates, der Schwerbehindertenvertretung, der Fach-
kraft für Arbeitssicherheit, dem oder der Datenschutzbeauftragten des Hauses 
sowie der Vertretung der/des Landesbeauftragten für den Datenschutz ist 
nach vorheriger Absprache der Zugang zum häuslichen Arbeitsplatz der in Te-
learbeit beschäftigten Personen durch diese zu ermöglichen. 

15.2 Termine sind rechtzeitig – mindestens 14 Tage vorher – zu vereinbaren. Sie 
dürfen nur innerhalb des geltenden FLAZ-Arbeitszeitrahmens vereinbart wer-
den und dienen ausschließlich dem Zweck, Verantwortung und Aufgaben im 
Arbeits-, Gesundheits- und Datenschutz wahrzunehmen. 
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16. Haftung 

16.1 Im Fall der Beschädigung oder Entwendung der von IT.NRW bereitgestellten 
Arbeitsmittel haften sowohl die Beschäftigten als auch sonstige in ihrem Haus-
halt lebende Personen nur, wenn die Beschädigung oder Entwendung vorsätz-
lich oder grob fahrlässig verursacht wurde. Diese Haftungsbeschränkung gilt 
nicht für Besucherinnen und Besucher. 

16.2 IT.NRW leistet Schadensersatz bei berechtigten Ansprüchen Dritter, die in ur-
sächlichem Zusammenhang mit dem Dienst am häuslichen Arbeitsplatz oder 
den bereitgestellten Arbeitsmitteln stehen. Dies gilt nicht, wenn die Beschäf-
tigten den Schaden grob fahrlässig oder vorsätzlich verursacht haben. 

17. Temporäre Telearbeit 

17.1 Temporäre, nicht regelmäßige Telearbeit kann unter Nutzung einer mobilen 
Telearbeits-Ausstattung anlassbezogen aus persönlichen oder dienstlichen 
Gründen ermöglicht werden. Im Unterschied zur alternierenden Telearbeit 
kann die temporäre Telearbeit mit einer kurzen Vorlaufzeit ermöglicht werden. 
Diese Form der Telearbeit soll einen Umfang von 40 Arbeitstagen pro Jahr 
und Person nicht überschreiten. Temporäre Telearbeit ist nur für Beschäftigte 
möglich, die nicht bereits an der alternierenden Telearbeit teilnehmen.  

17.2 Die Nutzung der temporären Telearbeit wird einvernehmlich zwischen Vorge-
setzten und Beschäftigten individuell vereinbart. Die temporäre Telearbeit 
kann nicht angeordnet werden. Die Vorgesetzten vereinbaren mit den Be-
schäftigten in gegenseitigem Einvernehmen, welche Dienstgeschäfte im Rah-
men der temporären Telearbeit erledigt werden können. Voraussetzung für die 
Nutzung der temporären Telearbeit ist es, dass die Beschäftigten die persön-
lichen Voraussetzungen gemäß Abschnitt 4.1 Buchstabe b) bis e) und Ab-
schnitt 4.2 erfüllen.  

17.3 Die personalverwaltende Stelle informiert den Personalrat schriftlich einmal 
pro Quartal, wer temporäre Telearbeit in welchem zeitlichen Umfang genutzt 
hat, und ob die temporäre Telearbeit privat oder dienstlich begründet war. 

18. Datenschutz und Datensicherung 

18.1 IT.NRW und damit auch die Beschäftigten sind am häuslichen Arbeitsplatz für 
die Einhaltung der datenschutzrechtlichen Vorgaben verantwortlich. Auf die 
dafür erforderlichen Sicherheitsmaßnahmen werden die Beschäftigten, die an 
der Telearbeit teilnehmen, hingewiesen. IT.NRW hat die Hard- und Software 
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so einzurichten, dass diese die Beschäftigten bei der Einhaltung der Daten-
schutzbestimmungen unterstützen. Notwendige Arbeitsunterlagen dürfen un-
ter Berücksichtigung der gebotenen Sicherheitsmaßnahmen von der betriebli-
chen Arbeitsstätte an den häuslichen Arbeitsplatz mitgenommen werden. 

18.2 Für den häuslichen Arbeitsplatz gelten – ebenso wie für die betriebliche Ar-
beitsstätte – die Verschwiegenheitspflicht gemäß § 3 Abs. 2 TV-L bzw. § 37 
BeamtStG, die gesetzlichen Regelungen zum Datenschutz sowie alle 
Dienstvereinbarungen und sonstigen Anweisungen zum Datenschutz und zur 
Datensicherung. 

18.3 Auf den Schutz von Daten und Informationen gegenüber Dritten am häusli-
chen Arbeitsplatz ist besonders zu achten. Vertrauliche Daten und Informatio-
nen – z. B. durch das Statistikgeheimnis geschützte Daten, Geschäftsdaten 
und Geschäftsgeheimnisse von Unternehmen – sind von den Beschäftigten 
jederzeit (Bearbeitung, Aufbewahrung, Transport) so zu schützen, dass Dritte 
weder Einsicht noch Zugriff nehmen können. Akten und Datenträger sind vor 
und nach der Bearbeitung verschlossen aufzubewahren. Die Vernichtung von 
Unterlagen erfolgt ausschließlich in der betrieblichen Arbeitsstätte von 
IT.NRW. Dritte in diesem Sinne sind alle nicht bei IT.NRW beschäftigten Per-
sonen, insbesondere auch Familienangehörige und weitere im Haushalt le-
bende Personen. 

18.4 Der Transport von vertraulichen Daten und Informationen ist auf das unbedingt 
erforderliche Maß zu beschränken. Es ist stets der direkte Weg zwischen der 
betrieblichen Arbeitsstätte und dem häuslichen Arbeitsplatz zu wählen. 

18.5 Besondere Sicherheitsmaßnahmen können individuell auferlegt werden. 

18.6 Die an der Telearbeit teilnehmenden Beschäftigten sind auf die von ihnen ein-
zuhaltenden Vorschriften und Maßnahmen zur Gewährleistung von Daten-
schutz und Datensicherung ausdrücklich hinzuweisen. 

19. Beendigung und Widerruf der Telearbeit 

19.1 Die Beschäftigten können die Teilnahme an der Telearbeit jederzeit mit einer 
Ankündigungsfrist von sechs Wochen beenden. Die Beendigung ist der per-
sonalführenden Stelle mitzuteilen. 

19.2 Bei einem Wechsel des Arbeitsplatzes erlischt die Genehmigung der Telear-
beit. Soll die Telearbeit am neuen Arbeitsplatz fortgeführt werden, ist sie recht-
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zeitig vor dem Wechsel erneut zu beantragen. Über den Antrag ist beschleu-
nigt zu entscheiden. Bei Telearbeit aus besonderen Anlässen gilt eine Über-
gangsfrist von sechs Wochen.  

19.3 IT.NRW hat mit Zustimmung des Personalrates das Recht, die Genehmigung 
zur Teilnahme an der Telearbeit mit einer Frist von sechs Wochen zu widerru-
fen oder einzuschränken, wenn Voraussetzungen nach den Abschnitten 2 - 5 
wegfallen. Die Gründe sind schriftlich darzulegen. Bei einem Widerruf oder ei-
ner Einschränkung sind die besonderen Anlässe nach Abschnitt 6.2 beson-
ders zu berücksichtigen. 

19.4 Das Recht zur sofortigen Beendigung in besonders begründeten Einzelfällen 
bleibt hiervon unberührt. 

19.5 Nach dem Ende der Teilnahme an der Telearbeit ist die Arbeitsleistung wieder 
vollständig in der betrieblichen Arbeitsstätte von IT.NRW zu erbringen. 

20. Härtefallregelung 

In besonderen begründeten Einzelfällen kann von einzelnen Regelungen dieser 
Dienstvereinbarung abgewichen werden.  Bei der beabsichtigten Ablehnung der Tele-
arbeit in einem Härtefall wird die Kommission nach Abschnitt 1.13 tätig. 

21. Inkrafttreten, Geltungsdauer 

21.1 Diese Dienstvereinbarung tritt am 01.07.2019 in Kraft. Sie löst alle derzeit noch 
bei IT.NRW zum Thema Telearbeit gültigen bzw. nachwirkenden Dienstver-
einbarungen ab. 

21.2 Sie kann von beiden Vertragsparteien mit einer Frist von sechs Monaten zum 
Jahresende gekündigt werden. Bis zum Abschluss einer neuen Dienstverein-
barung gelten die Regelungen dieser Dienstvereinbarung fort. 

21.3 Werden Änderungsbedarfe erkannt, können die Regelungen der Dienstverein-
barung jederzeit einvernehmlich angepasst werden. 

21.4 Von einer Kündigung dieser Dienstvereinbarung bleiben bestehende Verein-
barungen mit den Beschäftigten über die Teilnahme an der Telearbeit unbe-
rührt. 

21.5 Sollte eine Bestimmung dieser Dienstvereinbarung unwirksam sein, wird die 
Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen davon nicht berührt.  
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22. Übergangsregelungen 

Bei Inkrafttreten dieser Dienstvereinbarung noch bestehende individuelle Telearbeits-
vereinbarungen mit den Beschäftigten bleiben bis zum Ablauf der darin vereinbarten 
Laufzeit bestehen. 

 

Düsseldorf, den 28. Juni 2019 

 

In Vertretung 

gez. Dr. Pricking     gez. Broose 
Geschäftsbereichsleiter 1  Vorsitzender des Personalrats 

 

 

 

Geltende und frühere Fassungen 

Fassung vom In Kraft getreten am Außer Kraft getreten am 

05.07.2013 08.07.2013 01.07.2017 

07.06.2017 01.07.2017 30.06.2019 

28.06.2019 01.07.2019  

 


